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 14. ersucht den Generalsekretär ferner, im Hinblick auf 
die Verhütung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und 
leichten Waffen und ihrer unerlaubten Verbreitung 

 a) im Rahmen der verfügbaren Finanzmittel und mit je-
der sonstigen Hilfe seitens derjenigen Mitgliedstaaten, die dazu 
in der Lage sind, sowie mit Unterstützung der von ihm auf der 
Grundlage der ausgewogenen geografischen Vertretung er-
nannten Regierungssachverständigen und unter Einholung der 
Auffassungen der Mitgliedstaaten eine Studie darüber zu veran-
lassen, inwieweit die Herstellung von und der Handel mit sol-
chen Waffen auf die von den Staaten autorisierten Hersteller 
und Händler beschränkt werden kann, die sich auch auf die Tä-
tigkeiten von Zwischenhändlern, insbesondere unerlaubte Tä-
tigkeiten, im Zusammenhang mit Kleinwaffen und leichten 
Waffen erstreckt, so auch auf Spediteure und auf Finanztrans-
aktionen; 

 b) diese Studie als eines der Hintergrunddokumente der 
für das Jahr 2001 anberaumten Konferenz vorzulegen; 

 15. beschließt, den Punkt "Kleinwaffen" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTIONEN 54/55 A bis F 

A 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/564) und der Änderungen  
in Dokument A/54/L.39, eingebracht von: Äquatorialguinea, Burundi, Demokrati-
sche Republik Kongo, Gabun, Kamerun, Kongo, São Tomé und Príncipe, Tschad 
und Zentralafrikanische Republik 

B 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/564)  

C 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/564)  

D 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 in einer aufgezeichneten Abstim-
mung mit 104 Stimmen bei 42 Gegenstimmen und 17 Enthaltungen120 verabschie-
det, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/564)  

E 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/564)  

F 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/564)  

 
120 Einzelheiten siehe Anhang II.  

54/55. Überprüfung und Durchführung des Abschließen-
den Dokuments der zwölften Sondertagung der Ge-
neralversammlung 

A 

REGIONALE VERTRAUENSBILDENDE MASSNAHMEN: AKTIVITÄTEN 

DES STÄNDIGEN BERATENDEN AUSSCHUSSES DER VEREINTEN 

NATIONEN FÜR SICHERHEITSFRAGEN IN ZENTRALAFRIKA 

 Die Generalversammlung, 

 eingedenk der Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen 
und ihrer Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit im Einklang mit der Charta der 
Vereinten Nationen, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 43/78 H und 43/85 vom 
7. Dezember 1988, 44/21 vom 15. November 1989, 45/58 M 
vom 4. Dezember 1990, 46/37 B vom 6. Dezember 1991, 
47/53 F vom 15. Dezember 1992, 48/76 A vom 16. Dezember 
1993, 49/76 C vom 15. Dezember 1994, 50/71 B vom 12. De-
zember 1995, 51/46 C vom 10. Dezember 1996, 52/39 B vom 
9. Dezember 1997 und 53/78 A vom 4. Dezember 1998, 

 in Anbetracht dessen, dass vertrauensbildende Maßnahmen, 
die auf Initiative und unter Mitwirkung aller betroffenen Staaten 
sowie unter Berücksichtigung der besonderen Merkmale der je-
weiligen Region ergriffen werden, insofern wichtig und wirksam 
sind, als sie zur regionalen Stabilität und zur internationalen Si-
cherheit beitragen können, 

 davon überzeugt, dass die durch die Abrüstung, insbesondere 
auch die regionale Abrüstung, freigesetzten Ressourcen für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung und für den Schutz der 
Umwelt zum Nutzen aller Völker, insbesondere der Völker der 
Entwicklungsländer, verwendet werden können, 

 unter Hinweis auf die auf ihrer zehnten Sondertagung, der er-
sten Sondertagung über Abrüstung, verabschiedeten Leitlinien 
für die allgemeine und vollständige Abrüstung, 

 davon überzeugt, dass die Entwicklung nur in einem Klima 
des Friedens, der Sicherheit und des gegenseitigen Vertrauens 
innerhalb der Staaten und zwischen den Staaten verwirklicht wer-
den kann, 

 eingedenk dessen, dass der Generalsekretär am 28. Mai 1992 
den Ständigen beratenden Ausschuss der Vereinten Nationen für 
Sicherheitsfragen in Zentralafrika eingesetzt hat, dessen Aufgabe 
darin besteht, die Rüstungsbegrenzung, die Abrüstung, die 
Nichtverbreitung und die Entwicklung in dieser Subregion zu 
fördern, 

 unter Hinweis auf die Erklärung von Brazzaville über Zu-
sammenarbeit für Frieden und Sicherheit in Zentralafrika121, die 
Erklärung von Bata zur Förderung einer dauerhaften Demokratie, 
eines dauerhaften Friedens und einer dauerhaften Entwicklung in 
 
121 A/50/474, Anhang I. 
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Zentralafrika122 und die Erklärung von Jaunde über Frieden, Si-
cherheit und Stabilität in Zentralafrika123, 

 eingedenk der Resolutionen 1196 (1998) und 1197 (1998), 
die der Sicherheitsrat nach seiner Behandlung des Berichts des 
Generalsekretärs über Konfliktursachen und die Förderung dau-
erhaften Friedens und einer nachhaltigen Entwicklung in Afri-
ka124 am 16. beziehungsweise 18. September 1998 verabschiedet 
hat, 

 betonend, dass die Konfliktverhütungs- und Friedenssiche-
rungskapazität Afrikas gestärkt werden muss, 

 unter Hinweis auf den auf der vierten Tagung des Ständigen 
beratenden Ausschusses gefassten Beschluss zu Gunsten der Ein-
richtung eines subregionalen Zentrums für Menschenrechte und 
Demokratie in Zentralafrika unter der Schirmherrschaft der Ho-
hen Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs 
über regionale vertrauensbildende Maßnahmen125, der sich mit 
den Aktivitäten des Ständigen beratenden Ausschusses der Ver-
einten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika seit der 
Verabschiedung der Resolution 53/78 A der Generalversamm-
lung befasst; 

 2. bekräftigt ihre Unterstützung für die Bemühungen um 
die Förderung von vertrauensbildenden Maßnahmen auf regiona-
ler und subregionaler Ebene, mit dem Ziel, Spannungen und 
Konflikte in der Subregion abzubauen und den Frieden, die Sta-
bilität und die nachhaltige Entwicklung in Zentralafrika zu för-
dern; 

 3. bekräftigt außerdem ihre Unterstützung für das Ar-
beitsprogramm des Ständigen beratenden Ausschusses, das auf 
der vom 27. bis 31. Juli 1992 in Jaunde abgehaltenen Organisa-
tionstagung des Ausschusses verabschiedet worden ist; 

 4. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Fortschritten, 
die die Mitgliedstaaten des Ständigen beratenden Ausschusses 
bei der Durchführung des Aktivitätenprogramms für den Zeit-
raum 1998-1999 erzielt haben, insbesondere durch 

 a) die Abhaltung einer gemeinsamen Tagung der Verteidi-
gungs- und Innenminister über Sicherheitsfragen in Zentralafrika 
vom 28. bis 30. April 1998 in Libreville; 

 b) die Veranstaltung der Subregionalen Konferenz über 
demokratische Einrichtungen und Frieden in Zentralafrika vom 
18. bis 21. Mai 1998 in Bata (Äquatorialguinea); 

 c) die Abhaltung eines Ausbildungsseminars über prakti-
sche Abrüstungsmaßnahmen zur Festigung des Friedens für 

 
122 A/53/258-S/1998/763, Anlage II, Anhang I; siehe Official Records of the Se-
curity Council, Fifty-third Year, Supplement for July, August and September 
1998, Dokument S/1998/763. 
123 A/53/868-S/1999/303, Anlage II; siehe Official Records of the Security 
Council, Fifty-fourth Year, Supplement for January, February and March 1999, 
Dokument S/1999/303. 
124 A/52/871-S/1998/318; siehe Official Records of the Security Council, Fifty-
third Year, Supplement for April, May and June 1998, Dokument S/1998/318. 
125 A/54/364. 

hochrangige militärische und zivile Beamte vom 27. bis 31. Juli 
1998 in Jaunde; 

 d) die Veranstaltung des Subregionalen Seminars auf ho-
her Ebene über die Prüfung und Umsetzung der Empfehlungen 
im Bericht des Generalsekretärs der Vereinten Nationen über 
Konfliktursachen und die Förderung dauerhaften Friedens und 
einer nachhaltigen Entwicklung in Afrika vom 19. bis 21. Juli 
1999 in Jaunde; 

 e) die Abhaltung der zehnten Ministertagung des Ständi-
gen beratenden Ausschusses vom 26. bis 30. Oktober 1998 in 
Jaunde; 

 f) die Abhaltung der elften Ministertagung des Ständigen 
beratenden Ausschusses vom 21. bis 23. Juli 1999 in Jaunde; 

 g) die Veranstaltung einer subregionalen Konferenz über 
die Verbreitung von leichten Waffen und Kleinwaffen und den 
unerlaubten Handel damit in Zentralafrika vom 25. bis 
27. Oktober 1999 in N'Djamena; 

 h) die Abhaltung der zwölften Ministertagung des Stän-
digen beratenden Ausschusses vom 27. bis 30. Oktober 1999 in 
N'Djamena; 

 5. betont, wie wichtig es ist, den Mitgliedstaaten des Stän-
digen beratenden Ausschusses die unerlässliche Unterstützung zu 
gewähren, die sie benötigen, um das von ihnen auf der neunten 
und zehnten Ministertagung verabschiedete Aktivitätenprogramm 
voll durchzuführen, insbesondere die Organisation gemeinsamer 
militärischer Übungen zur Simulation von Friedenssicherungs-
einsätzen; 

 6. begrüßt es, dass die am 25. Februar 1999 in Jaunde 
abgehaltene Gipfelkonferenz der Staats- und Regierungschefs 
der zentralafrikanischen Länder einen Mechanismus zur Förde-
rung, Wahrung und Konsolidierung des Friedens und der Si-
cherheit in Zentralafrika geschaffen hat, der die Bezeichnung 
"Rat für Frieden und Sicherheit in Zentralafrika" führen wird, 
und ersucht den Generalsekretär, seine volle Unterstützung zu 
gewähren, damit dieses vorrangige Ziel verwirklicht wird; 

 7. begrüßt außerdem den von den Staats- und Regie-
rungschefs der Wirtschaftsgemeinschaft der zentralafrikani-
schen Staaten auf ihrer Tagung in Malabo am 24. Juni 1999 ge-
fassten Beschluss, den Rat in die Gemeinschaft zu integrieren 
und ein Netz von Parlamentariern aus der Gemeinschaft einzu-
richten, mit dem Ziel, letztendlich ein Parlament der Gemein-
schaft zu schaffen; 

 8. betont die Notwendigkeit, den Frühwarnmechanismus 
in Zentralafrika funktionsfähig zu machen, damit er einerseits als 
ein Instrument zur Analyse und Überwachung der politischen Si-
tuation in den Mitgliedstaaten des Ständigen beratenden Aus-
schusses dienen wird, mit dem Ziel, den Ausbruch künftiger be-
waffneter Konflikte zu verhindern, und andererseits als ein Fach-
organ, mit dessen Hilfe die Mitgliedstaaten das Arbeitsprogramm 
durchführen werden, das auf der 1992 in Jaunde abgehaltenen 
Organisationstagung des Ausschusses verabschiedet wurde, und 
ersucht den Generalsekretär, ihm die Unterstützung zu gewähren, 
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die er benötigt, damit er seine Tätigkeit ordnungsgemäß durch-
führen kann; 

 9. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kommissarin 
der Vereinten Nationen für Menschenrechte, die Schaffung eines 
subregionalen Zentrums für Menschenrechte und Demokratie in 
Zentralafrika zu unterstützen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit Resolu-
tion 1197 (1998) des Sicherheitsrats den Mitgliedstaaten des 
Ständigen beratenden Ausschusses die notwendige Unterstützung 
dabei zu gewähren, den Frühwarnmechanismus und den Rat für 
Frieden und Sicherheit in Zentralafrika funktionsfähig zu ma-
chen; 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Schaffung 
eines Netzes von Parlamentariern zu unterstützen, mit dem Ziel 
der Schaffung eines subregionalen Parlaments in Zentralafrika; 

 12. ersucht den Generalsekretär und das Amt des Hohen 
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, den 
Ländern in Zentralafrika auch weiterhin vermehrte Hilfe zu 
gewähren, damit sie die Flüchtlingsprobleme in ihrem Hoheits-
gebiet bewältigen können; 

 13. dankt dem Generalsekretär für die Schaffung des Treu-
handfonds für den Ständigen beratenden Ausschuss der Verein-
ten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika; 

 14. appelliert an die Mitgliedstaaten sowie an staatliche und 
nichtstaatliche Organisationen, zusätzliche freiwillige Beiträge an 
den Treuhandfonds zu entrichten, damit das Arbeitsprogramm 
des Ständigen beratenden Ausschusses, insbesondere die in den 
Ziffern 5, 6 und 7 genannten Aktivitäten, durchgeführt werden 
können; 

 15. fordert die internationale Gemeinschaft, die nichtstaat-
lichen Organisationen und die Massenmedien auf, die Verbrei-
tung objektiver Informationen über Zentralafrika zu unterstüt-
zen; 

 16. ersucht den Generalsekretär, den Mitgliedstaaten des 
Ständigen beratenden Ausschusses auch weiterhin Unterstützung 
zu gewähren, damit sie ihre Bemühungen fortsetzen können; 

 17. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung einen Bericht 
über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen; 

 18. beschließt, den Punkt "Regionale vertrauensbildende 
Maßnahmen: Tätigkeit des Ständigen beratenden Ausschusses 
der Vereinten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika" in 
die vorläufige Tagesordnung ihrer fünfundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

B 

REGIONALZENTRUM DER VEREINTEN NATIONEN FÜR FRIEDEN 

UND ABRÜSTUNG IN AFRIKA 

 Die Generalversammlung, 

 eingedenk der Bestimmungen des Artikels 11 Absatz 1 der 
Charta der Vereinten Nationen, wonach eine der Aufgaben der 

Generalversammlung darin besteht, sich mit den allgemeinen 
Grundsätzen der Zusammenarbeit zur Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit, einschließlich der Grundsätze 
für die Abrüstung und die Rüstungsbegrenzung, zu befassen, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 40/151 G vom 16. De-
zember 1985, 41/60 D vom 3. Dezember 1986, 42/39 J vom 
30. November 1987 und 43/76 D vom 7. Dezember 1988 über 
das Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden und 
Abrüstung in Afrika sowie ihre Resolutionen 46/36 F vom 
6. Dezember 1991 und 47/52 G vom 9. Dezember 1992 über re-
gionale Abrüstung, einschließlich vertrauensbildender Maßnah-
men, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 48/76 E vom 
16. Dezember 1993, 49/76 D vom 15. Dezember 1994, 50/71 C 
vom 12. Dezember 1995, 51/46 E vom 10. Dezember 1996, 
52/220 vom 22. Dezember 1997 und 53/78 C vom 4. Dezember 
1998, 

 im Bewusstsein der breiten Unterstützung für die Neubele-
bung des Regionalzentrums und der wichtigen Rolle, die das 
Zentrum im gegenwärtigen Kontext dabei spielen kann, vertrau-
ensbildende und Rüstungsbegrenzungsmaßnahmen auf regionaler 
Ebene zu fördern und so zum Fortschritt auf dem Gebiet der 
nachhaltigen Entwicklung beizutragen, 

 unter Berücksichtigung des Berichts des Generalsekretärs 
über Konfliktursachen und die Förderung dauerhaften Friedens 
und einer nachhaltigen Entwicklung in Afrika124, 

 eingedenk der Anstrengungen, die im Rahmen der Neubele-
bung der Tätigkeiten des Regionalzentrums unternommen wor-
den sind, um die für seine Betriebskosten erforderlichen Mittel 
zu beschaffen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass es notwendig ist, zwi-
schen dem Regionalzentrum und dem Mechanismus der Orga-
nisation der afrikanischen Einheit für die Verhütung, Bewälti-
gung und Beilegung von Konflikten eine enge Zusammenarbeit 
herzustellen, im Einklang mit den Beschlüssen, die von der 
Versammlung der Staats- und Regierungschefs der Organisa-
tion der afrikanischen Einheit auf ihrer vom 12. bis 14. Juli 
1999 in Algier abgehaltenen fünfunddreißigsten ordentlichen 
Tagung gefasst wurden126, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs127 und würdigt die Aktivitäten, die das Regionalzentrum 
der Vereinten Nationen für Frieden und Abrüstung in Afrika 
insbesondere zur Unterstützung der Anstrengungen der afrika-
nischen Staaten auf dem Gebiet des Friedens und der Sicherheit 
durchgeführt hat; 

 2. bekräftigt ihre nachdrückliche Unterstützung für die 
Neubelebung des Regionalzentrums und betont, dass es not-
wendig ist, ihm die Mittel zur Verfügung zu stellen, die es be-

 
126 Siehe A/54/424, Anlage II. 
127 A/54/332 und Add.1. 
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nötigt, um seine Aktivitäten zu verstärken und seine Program-
me durchzuführen; 

 3. appelliert erneut an alle Staaten sowie an die internatio-
nalen staatlichen Organisationen und Stiftungen, freiwillige Bei-
träge zu leisten, damit die Aktivitätenprogramme des Regional-
zentrums gestärkt werden und ihre Durchführung erleichtert 
wird; 

 4. ersucht den Generalsekretär, dem Regionalzentrum im 
Rahmen der vorhandenen Mittel auch weiterhin jede erforderli-
che Unterstützung zu gewähren, damit es bessere Leistungen und 
Ergebnisse erzielen kann; 

 5. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Herstel-
lung einer engen Zusammenarbeit zwischen dem Regionalzen-
trum und der Organisation der afrikanischen Einheit, insbeson-
dere auf dem Gebiet des Friedens, der Sicherheit und der Ent-
wicklung, zu erleichtern und den Direktor des Regionalzen-
trums auch künftig bei seinen Anstrengungen zur Stabilisierung 
der Finanzlage des Zentrums und zur Neubelebung seiner Ak-
tivitäten zu unterstützen; 

 6. ersucht den Generalsekretär ferner, der Generalver-
sammlung auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung über die Durch-
führung dieser Resolution Bericht zu erstatten; 

 7. beschließt, den Punkt "Regionalzentrum der Vereinten 
Nationen für Frieden und Abrüstung in Afrika" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

C 

REGIONALZENTRUM DER VEREINTEN NATIONEN FÜR FRIEDEN 

UND ABRÜSTUNG IN ASIEN UND IM PAZIFIK 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 42/39 D vom 30. No-
vember 1987 und 44/117 F vom 15. Dezember 1989, mit denen 
sie das Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden und 
Abrüstung in Asien mit Sitz in Katmandu eingerichtet und es in 
"Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden und Abrü-
stung in Asien und im Pazifik" umbenannt hat, dessen Auftrag 
darin besteht, Mitgliedstaaten der asiatisch-pazifischen Region 
auf Ersuchen bei Initiativen und anderen einvernehmlich verein-
barten Aktivitäten zur Durchführung von Maßnahmen im Dienste 
des Friedens und der Abrüstung durch die entsprechende Ver-
wendung der verfügbaren Ressourcen fachliche Unterstützung zu 
gewähren, 

 mit Genugtuung über den Bericht des Generalsekretärs128, in 
dem er seine Überzeugung bekundet, dass das Mandat des Regio-
nalzentrums weiterhin gültig ist und dass das Zentrum ein nütz-
liches Instrument zur Förderung eines Klimas der Zusammenar-
beit in der Zeit nach dem Kalten Krieg sein könnte, 

 
128 A/54/255 und Add.1. 

 feststellend, dass die Aufgabe des Regionalzentrums, die dar-
in besteht, den Mitgliedstaaten bei der Auseinandersetzung mit 
den in der Region neu auftretenden Problemen der Sicherheit und 
der Abrüstung behilflich zu sein, durch die Entwicklungen in der 
Zeit nach dem Kalten Krieg stärker in den Vordergrund getreten 
ist, 

 in Würdigung der nutzbringenden Tätigkeit des Regionalzen-
trums bei der Anregung eines regionalen und subregionalen Dia-
logs mit dem Ziel verstärkter Offenheit, Transparenz und Ver-
trauensbildung sowie der Förderung der Abrüstung und der Si-
cherheit durch die Veranstaltung regionaler Tagungen, was in der 
asiatisch-pazifischen Region inzwischen allgemein als "Kat-
mandu-Prozess" bekannt ist, 

 mit dem Ausdruck ihres Dankes an das Regionalzentrum für 
die Ausrichtung der regionalen Fachtagungen in Nagasaki im 
Jahr 1998 sowie in Katmandu, Kioto und Ulan-Bator im 
Jahr 1999, 

 sowie die Anregung begrüßend, dass ein Aus- und Fortbil-
dungsprogramm für Frieden und Abrüstung in Asien und im Pa-
zifik für junge Menschen unterschiedlichen Hintergrunds einge-
richtet werden könnte, das aus freiwilligen Beiträgen zu finanzie-
ren wäre, 

 davon Kenntnis nehmend, was für eine wichtige Rolle dem 
Regionalzentrum bei der Unterstützung regionalspezifischer In-
itiativen von Mitgliedstaaten zukommt, namentlich seiner Unter-
stützung der Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Schaffung 
einer kernwaffenfreien Zone in Zentralasien, 

 unter besonderer Würdigung der wichtigen Rolle, die Nepal 
als dem Staat zukommt, in dem das Regionalzentrum seinen Sitz 
hat, 

 1. bekräftigt ihre nachdrückliche Unterstützung für das 
Fortbestehen und die weitere Stärkung des Regionalzentrums der 
Vereinten Nationen für Frieden und Abrüstung in Asien und im 
Pazifik; 

 2. unterstreicht die Bedeutung des "Katmandu-Prozesses" 
als eines wirksamen Mittels für den Aufbau der Praxis eines ge-
samtregionalen Sicherheits- und Abrüstungsdialogs; 

 3. dankt für die politische Unterstützung und die finanziel-
len Beiträge, die das Regionalzentrum weiterhin erhält und die 
für seinen Fortbestand unabdingbar sind; 

 4. appelliert an die Mitgliedstaaten, insbesondere die Mit-
gliedstaaten in der asiatisch-pazifischen Region, sowie an die in-
ternationalen staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen und 
Stiftungen, freiwillige Beiträge, die einzige Mittelquelle des Re-
gionalzentrums, zur Stärkung des Aktivitätenprogramms des Re-
gionalzentrums und zu dessen Durchführung zu entrichten; 

 5. ersucht den Generalsekretär, unter Hinweis auf Ziffer 6 
der Resolution 49/76 D der Generalversammlung vom 15. De-
zember 1994, dem Regionalzentrum im Rahmen der vorhande-
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nen Mittel jede erforderliche Unterstützung bei der Durchführung 
seines Aktivitätenprogramms zu gewähren; 

 6. bittet den Generalsekretär, mit der Regierung des Kö-
nigreichs Nepal und mit anderen interessierten Mitgliedstaaten 
und Organisationen Konsultationen einzuleiten, um festzustel-
len, wie das Zentrum in die Lage versetzt werden könnte, seine 
Tätigkeit von Katmandu aus wirksam durchzuführen; 

 7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung über die Durchführung die-
ser Resolution Bericht zu erstatten; 

 8. beschließt, den Punkt "Regionalzentrum der Vereinten 
Nationen für Frieden und Abrüstung in Asien und im Pazifik" in 
die vorläufige Tagesordnung ihrer fünfundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

D 

ÜBEREINKOMMEN ÜBER DAS VERBOT DES EINSATZES  

VON KERNWAFFEN 

 Die Generalversammlung, 

 davon überzeugt, dass der Einsatz von Kernwaffen die größte 
Gefahr für das Überleben der Menschheit darstellt, 

 eingedenk des Gutachtens des Internationalen Gerichtshofs 
vom 8. Juli 1996 betreffend die Rechtmäßigkeit der Drohung mit 
oder des Einsatzes von Kernwaffen129, 

 davon überzeugt, dass ein multilaterales, universales und bin-
dendes Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes oder der 
Androhung des Einsatzes von Kernwaffen zur Beseitigung der 
nuklearen Bedrohung und zur Schaffung eines geeigneten Klimas 
für Verhandlungen beitragen würde, die zur endgültigen Beseiti-
gung der Kernwaffen führen und so den Weltfrieden und die in-
ternationale Sicherheit stärken würden, 

 sich dessen bewusst, dass einige Maßnahmen der Russischen 
Föderation und der Vereinigten Staaten von Amerika zur Redu-
zierung ihrer Kernwaffenbestände sowie zur Verbesserung des 
internationalen Klimas zu dem Ziel der vollständigen Beseitigung 
der Kernwaffen beitragen können, 

 unter Hinweis darauf, dass es in Ziffer 58 des Schlussdoku-
ments der zehnten Sondertagung der Generalversammlung130 
heißt, alle Staaten sollten aktiv an den Bemühungen teilhaben, in 
den internationalen Beziehungen zwischen den Staaten Bedin-
gungen zu schaffen, unter denen ein Kodex des friedlichen Ver-
haltens der Staaten in internationalen Angelegenheiten vereinbart 
werden könnte und die den Einsatz oder die Androhung des Ein-
satzes von Kernwaffen ausschließen würden, 

 bekräftigend, dass jeder Einsatz von Kernwaffen eine Verlet-
zung der Charta der Vereinten Nationen und ein Verbrechen ge-

 
129 A/51/218, Anlage. 
130 Resolution S-10/2. 

gen die Menschlichkeit wäre, wie sie in ihren Resolutionen 
1653 (XVI) vom 24. November 1961, 33/71 B vom 14. De-
zember 1978, 34/83 G vom 11. Dezember 1979, 35/152 D vom 
12. Dezember 1980 und 36/92 I vom 9. Dezember 1981 erklärt 
hat, 

 entschlossen, ein internationales Übereinkommen über das 
Verbot der Entwicklung, der Herstellung, der Lagerung und des 
Einsatzes von Kernwaffen mit dem Ziel ihrer letztlichen Ver-
nichtung herbeizuführen, 

 betonend, dass ein internationales Übereinkommen über das 
Verbot des Einsatzes von Kernwaffen ein bedeutsamer Schritt im 
Rahmen eines Stufenprogramms zur vollständigen Beseitigung 
von Kernwaffen innerhalb einer festgelegten Frist wäre, 

 mit Bedauern feststellend, dass die Abrüstungskonferenz auf 
ihrer Tagung 1999 nicht in der Lage war, die in der Resolution 
53/78 D der Generalversammlung vom 4. Dezember 1998 ver-
langten Verhandlungen über diese Frage zu führen, 

 1. wiederholt ihr Ersuchen an die Abrüstungskonferenz, 
Verhandlungen aufzunehmen, um Einigung über ein internationa-
les Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes oder der An-
drohung des Einsatzes von Kernwaffen unter allen Umständen zu 
erzielen; 

 2. ersucht die Abrüstungskonferenz, der Generalversamm-
lung über die Ergebnisse dieser Verhandlungen Bericht zu erstat-
ten. 

E 

REGIONALZENTREN DER VEREINTEN NATIONEN 

FÜR FRIEDEN UND ABRÜSTUNG 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 53/78 F vom 4. De-
zember 1998 betreffend die Aufrechterhaltung und Neubele-
bung der drei Regionalzentren der Vereinten Nationen für 
Frieden und Abrüstung, 

 sowie unter Hinweis auf die Berichte des Generalsekretärs 
über das Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden 
und Abrüstung in Afrika127, das Regionalzentrum der Vereinten 
Nationen für Frieden und Abrüstung in Asien und im Pazifik128 
und das Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden, 
Abrüstung und Entwicklung in Lateinamerika und in der Kari-
bik131 sowie mit Genugtuung darüber, dass der Generalsekretär 
den Direktor des Zentrums für Afrika und den Direktor des 
Zentrums für Lateinamerika und die Karibik ernannt hat, 

 in Bekräftigung ihres auf ihrer zwölften Sondertagung im 
Jahr 1982 gefassten Beschlusses, das Abrüstungsinformations-
programm der Vereinten Nationen einzurichten, dessen Aufgabe 
darin besteht, über die Ziele der Vereinten Nationen auf dem Ge-
biet der Rüstungskontrolle und der Abrüstung zu informieren und 
 
131 A/54/310 und Add.1. 
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aufzuklären und dafür in der Öffentlichkeit Verständnis und Un-
terstützung zu wecken132, 

 eingedenk ihrer Resolutionen 40/151 G vom 16. Dezember 
1985, 41/60 J vom 3. Dezember 1986, 42/39 D vom 30. No-
vember 1987 und 44/117 F vom 15. Dezember 1989 über die 
Regionalzentren für Frieden und Abrüstung in Nepal, Peru und 
Togo, 

 in Anbetracht dessen, dass die in der Welt eingetretenen Ver-
änderungen neue Chancen eröffnet und vor neue Herausforde-
rungen gestellt haben, was die Weiterverfolgung der Abrüstung 
betrifft, und in dieser Hinsicht bedenkend, dass die Regionalzen-
tren für Frieden und Abrüstung wesentlich zum Verständnis und 
zur Zusammenarbeit zwischen den Staaten jeder einzelnen Re-
gion auf dem Gebiet des Friedens, der Abrüstung und der Ent-
wicklung beitragen können, 

 feststellend, dass die Staats- und Regierungschefs der nicht-
gebundenen Länder in Ziffer 146 des Schlussdokuments ihrer 
vom 29. August bis 3. September 1998 in Durban (Südafrika) 
abgehaltenen zwölften Konferenz den Beschluss begrüßt haben, 
den die Generalversammlung im Hinblick auf die Aufrechterhal-
tung und Neubelebung der drei Regionalzentren für Frieden und 
Abrüstung in Nepal, Peru und Togo verabschiedet hat133, 

 1. erklärt erneut, wie wichtig die Aktivitäten der Verein-
ten Nationen auf Regionalebene zur Steigerung der Stabilität und 
der Sicherheit ihrer Mitgliedstaaten sind, die durch die Aufrecht-
erhaltung und Neubelebung der drei Regionalzentren für Frieden 
und Abrüstung wesentlich gefördert werden könnten; 

 2. erklärt erneut, dass es zur Herbeiführung positiver Er-
gebnisse angezeigt ist, dass die drei Regionalzentren Informa-
tions- und  Bildungsprogramme zur Förderung des regionalen 
Friedens und der regionalen Sicherheit durchführen, deren Ziel 
darin besteht, die Grundeinstellungen gegenüber Frieden, Sicher-
heit und Abrüstung zu verändern und so die Verwirklichung der 
Grundsätze und Ziele der Vereinten Nationen zu unterstützen; 

 3. appelliert an die Mitgliedstaaten in jeder Region und an 
die Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind, sowie an die in-
ternationalen staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen und 
Stiftungen, freiwillige Beiträge an die Regionalzentren in ihrer 
jeweiligen Region zu entrichten, damit die Aktivitätenprogramme 
dieser Zentren und ihre Durchführung verstärkt werden; 

 4. ersucht den Generalsekretär, den Regionalzentren im 
Rahmen der vorhandenen Mittel jede erforderliche Unterstützung 
bei der Durchführung ihrer Aktivitätenprogramme zu gewähren; 

 5. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalver-
sammlung auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung über die Durch-
führung dieser Resolution Bericht zu erstatten; 
 
132 Siehe Official Records of the General Assembly, Twelfth Special Session, 
Plenary Meetings, 1. Sitzung, Ziffern 110 und 111. 
133 A/53/667-S/1998/1071, Anlage I; siehe Official Records of the Security 
Council, Fifty-third Year, Supplement for October, November and December 
1998, Dokument S/1998/1071. 

 6. beschließt, den Punkt "Regionalzentren der Vereinten 
Nationen für Frieden und Abrüstung" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

F 

REGIONALZENTRUM DER VEREINTEN NATIONEN FÜR FRIEDEN, 
ABRÜSTUNG UND ENTWICKLUNG IN LATEINAMERIKA UND IN 

DER KARIBIK 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 41/60 J vom 3. De-
zember 1986, 42/39 K vom 30. November 1987 und 43/76 H 
vom 7. Dezember 1988 über das Regionalzentrum der Verein-
ten Nationen für Frieden, Abrüstung und Entwicklung in La-
teinamerika und in der Karibik mit Amtssitz in Lima, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/37 F vom 
9. Dezember 1991, 48/76 E vom 16. Dezember 1993, 49/76 D 
vom 15. Dezember 1994, 50/71 C vom 12. Dezember 1995, 
52/220 vom 22. Dezember 1997 und 53/78 F vom 4. Dezember 
1998, 

 mit Genugtuung über den Bericht des Generalsekretärs131, 
in dem dieser seine Auffassung bekundet, dass das Regional-
zentrum einen wichtigen Beitrag zum Austausch von 
Informationen über Friedens-, Abrüstungs- und 
Entwicklungsfragen zwischen Regierungen, nichtstaatlichen 
Organisationen, der Industrie und verschiedenen Bereichen der 
Zivilgesellschaft der Region leisten kann, 

 feststellend, dass Sicherheits- und Abrüstungsfragen in La-
teinamerika und in der Karibik, der ersten bewohnten Weltre-
gion, die zur kernwaffenfreien Zone erklärt wurde, schon im-
mer als ein weit darüber hinausgehendes Thema angesehen 
wurden, 

 mit Genugtuung über die Neubelebung des Zentrums, die 
diesbezüglichen Anstrengungen der Regierung Perus und die 
Ernennung des Direktors des Zentrums durch den Generalse-
kretär, 

 eingedenk der wichtigen Rolle, die das Zentrum bei der 
Förderung von vertrauensbildenden Maßnahmen, der Rü-
stungskontrolle und -begrenzung, der Abrüstung und der Ent-
wicklung auf regionaler Ebene spielen kann, 

 mit dem Ausdruck ihres Dankes an das Zentrum für die er-
folgreiche Veranstaltung der internationalen Fachtagung über 
das Thema "Unerlaubter Handel mit Kleinwaffen: Die Proble-
me in Lateinamerika und in der Karibik" vom 23. bis 25. Juni 
1999 in Lima, 

 eingedenk der Bedeutung, die der Information, der For-
schung, der Erziehung und der Ausbildung für Frieden, Abrü-
stung und Entwicklung zukommt, wenn es darum geht, zwi-
schen den Staaten Verständigung und Zusammenarbeit herbei-
zuführen, 



 II.  Resolutionen – Erster Ausschuss 151 

 

 in der Erwägung, dass es notwendig ist, den drei Regional-
zentren der Vereinten Nationen für Frieden und Abrüstung aus-
reichende finanzielle Mittel für die Planung und Durchführung 
ihrer Aktivitätenprogramme zur Verfügung zu stellen, 

 1. bekundet erneut ihre nachdrückliche Unterstützung für 
die Rolle, die das Regionalzentrum der Vereinten Nationen für 
Frieden, Abrüstung und Entwicklung in Lateinamerika und in 
der Karibik bei der Förderung der Aktivitäten der Vereinten 
Nationen auf regionaler Ebene zur Förderung des Friedens, der 
Stabilität, der Sicherheit und der Entwicklung zwischen seinen 
Mitgliedstaaten spielt; 

 2. verleiht ihrer Genugtuung Ausdruck über die Wieder-
aufnahme der Tätigkeiten des Regionalzentrums mit Amtssitz 
in Lima; 

 3. dankt für die politische Unterstützung und die finanziel-
len Beiträge, die das Regionalzentrum weiterhin erhielt und die 
für seinen Fortbestand unabdingbar sind; 

 4. fordert alle Staaten der Region nachdrücklich auf, von 
den Möglichkeiten des Zentrums stärkeren Gebrauch zu ma-
chen, um die Herausforderungen zu bewältigen, mit denen die 
internationale Gemeinschaft zur Zeit konfrontiert ist, damit die 
Ziele der Charta der Vereinten Nationen im Hinblick auf Frie-
den, Abrüstung und Entwicklung verwirklicht werden; 

 5. appelliert an die Mitgliedstaaten, insbesondere die Mit-
gliedstaaten in der lateinamerikanischen und karibischen Region, 
sowie an die internationalen staatlichen und nichtstaatlichen Or-
ganisationen und Stiftungen, freiwillige Beiträge zur Stärkung 
des Aktivitätenprogramms des Regionalzentrums und zu dessen 
Durchführung zu entrichten; 

 6. ersucht den Generalsekretär, dem Regionalzentrum im 
Rahmen der vorhandenen Mittel jede erforderliche Unterstützung 
zu gewähren, damit es sein Aktivitätenprogramm durchführen 
und bessere Ergebnisse erzielen kann; 

 7. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalver-
sammlung auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung über die Durch-
führung dieser Resolution Bericht zu erstatten; 

 8. beschließt, den Punkt "Regionalzentrum der Vereinten 
Nationen für Frieden, Abrüstung und Entwicklung in Lateiname-
rika und in der Karibik" in die vorläufige Tagesordnung ihrer 
fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTIONEN 54/56 A und B 

A 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/565) und der mündlichen 
Änderung Mexikos 

B 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/565)  

54/56. Überprüfung der Durchführung der Empfehlungen 
und Beschlüsse der zehnten Sondertagung der Ge-
neralversammlung 

A  

BERICHT DER ABRÜSTUNGSKOMMISSION 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts der Abrüstungskommission134, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/54 A vom 9. De-
zember 1992, 47/54 G vom 8. April 1993, 48/77 A vom 16. De-
zember 1993, 49/77 A vom 15. Dezember 1994, 50/72 D vom 
12. Dezember 1995, 51/47 B vom 10. Dezember 1996, 52/40 B 
vom 9. Dezember 1997 und 53/79 A vom 4. Dezember 1998, 

 in Anbetracht der der Abrüstungskommission zugedachten 
Rolle und des Beitrags, den sie durch die Prüfung und Vorlage 
von Empfehlungen zu verschiedenen Problemen auf dem Gebiet 
der Abrüstung und durch die Förderung der Durchführung der 
von der Generalversammlung auf ihrer zehnten Sondertagung 
verabschiedeten einschlägigen Beschlüsse leisten soll, 

 eingedenk ihres Beschlusses 52/492 vom 8. September 1998, 

 1.   nimmt Kenntnis von dem Bericht der Abrüstungskom-
mission134; 

 2. lobt die Abrüstungskommission für den erfolgreichen 
Abschluss ihrer Behandlung der Punkte "Schaffung kernwaf-
fenfreier Zonen auf der Grundlage von Vereinbarungen, die die 
Staaten der betreffenden Region aus freien Stücken eingegan-
gen sind" und "Leitlinien für die Kontrolle/Begrenzung kon-
ventioneller Waffen und die Abrüstung, unter besonderer Be-
rücksichtigung der Konsolidierung des Friedens im Kontext der 
Resolution 51/45 N der Generalversammlung vom 10. Dezem-
ber 1996" und unterstützt die dazu verabschiedeten Konsens-
dokumente; 

 3. stellt mit Bedauern fest, dass die Abrüstungskommis-
sion zu dem Punkt "Vierte Sondertagung der Generalversamm-
lung über Abrüstung" keinen Konsens erzielen konnte; 

 4. erklärt erneut, dass es wichtig ist, den Dialog und die 
Zusammenarbeit zwischen dem Ersten Ausschuss, der Abrü-
stungskommission und der Abrüstungskonferenz weiter zu ver-
stärken; 

 5. bekräftigt die Rolle der Abrüstungskommission als 
Fach- und Beratungsgremium im Rahmen des multilateralen Ab-
rüstungsmechanismus der Vereinten Nationen, das die Möglich-
keit zu eingehenden Beratungen über einzelne Abrüstungsfragen 
bietet, die zur Vorlage konkreter Empfehlungen zu diesen Fragen 
führen; 

 
134 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Vierundfünfzigste Tagung, 
Beilage 42 (A/54/42). 




